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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 


über weitere Ergänzungen und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über die Ausgabe von Aktien in Deutscher Mark 
(Zweites D-Markbilanzergänzungsgesetz) 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über weitere Ergän- 
zungen und Änderungen des D-Markbilanz- 
gesetzes sowie über die Ausgabe von Aktien 
in Deutscher Mark (Zweites D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Ergänzungen des D-Markbilanzgesetzes 

§ 1 

(1) Der Vorstand (Abwickler) einer Ak- 
tiengesellschaft, die zur Aufstellung einer Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark für den 
21. Juni 1948 nach § 1 des D-Markbilanz- 
gesetzes verpflichtet ist, hat, sofern der Be- 
schluß über die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse noch nicht angemeldet worden 
ist, binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die aufgestellte Eröffnungs- 
bilanz ohne Rücksicht auf ihre Feststellung 

* zum Handelsregister einzureichen. Das Re- 

gistergericht kann den Vorstand (Abwickler) 
zur Aufstellung der Eröffnungsbilanz und zu 
ihrer Einreichung zürn Handelsregister durch 
Ordnungsstrafen anhalten. 

(2) Solange die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse nicht beschlossen ist, ist in der 
Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auf der 
Passivseite anstelle des Grundkapitals und 
von Rücklagen der Betrag des nach Abzug 
der Schulden sich ergebenden Vermögens 
auszuweisen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über weitere Ergän- 
zungen und Änderungen des D-Markbilanz- 
gesetzes sowie über die Ausgabe von Aktien 
in Deutscher Mark (Zweites D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Ergänzungen des D-Markbilanzgesetzes 
§ 1 

entfällt 
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Entwurf 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten für Kommanditgesellschaften auf Ak- 
tien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten entsprechend. 

§ 2 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafter- 
versammlung) einer nach § 80 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Ak- 
ten oder Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung kann die Fortsetzung der Gesellschaft 
beschließen. Die Fortsetzung kann nur be- 
schlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fort- 
setzung die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse der Gesellschaft nach Ab- 
schnitt II des D-Markbilanzgesetzes be- 
schlossen wird. Für eine nach dem 
3 1. Dezember 1 9 5 2 beschlos- 
sene Neufestsetzung gelten hinsichtlich 
des Mindestnennbetrages des Grundkapi- 
tals (Stammkapitals) nach der Neufest- 
setzung statt § 44 Abs. 1 und 2 des 
D-Markbilanzgesetzes die allgemei- 
nen Vorschriften. 

Für den Beschluß der Hauptversammlung 
(Gesellschafterversammlung) genügt die ein- 
fache Mehrheit des bei der Beschlußfassung 
vertretenen Nennkapitals ohne Rücksicht auf 
die Stimmenzahl. Eines Sonderbeschlusses ein- 
zelner Aktiengattungen bedarf es nicht. Dies 
gilt auch dann, wenn die Satzung (Gesell- 
schaftsvertrag) etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Abwickler haben die Fortsetzung 
der Gesellschaft zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden; sie haben bei der 
Anmeldung nachzuweisen, daß noch nicht 
mit der Verteilung des Vermögens der Ge- 
sellschaft unter die Gesellschafter begonnen 
worden ist. 

(3) Der Fortsetzungsbeschluß hat keine 
Wirkung, bevor er und der Beschluß über 
die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse in 
das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft 
eingetragen worden sind; die beiden Beschlüs- 
se sollen nur zusammen in das Handelsregi- 
ster eingetragen werden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 2 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafter- 
versammlung) einer nach § 80 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien oder Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung kann bis zum 31. Dezember 1953 die 
Fortsetzung der Gesellschaft beschließen. Die 
Fortsetzung kann nur beschlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die x\ktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fort- 
setzung die Neufestsetzung der Kapitai- 
verhältnisse der Gesellschaft nach Ab- 
schnitt II des D-Markbilanzgesetzes be- 
schlossen wird. Für die Neufestsetzung 
gelten hinsichtlich des Mindestnennbe- 
trages des Grundkapitals (Stammkapitals) 
nach der Neufestsetzung § 44 Abs. 1 
und 2 des D-Markbilanzgesetzes. 


Für den Beschluß ^er Hauptversammlung 
(Gesellschafterversam. ndung) genügt die ein- 
fache Mehrheit des bei der Beschlußfassung 
vertretenen Nennkaoitals ohne Rücksicht auf 
die Stimmenzahl. Eines Sonderbeschlusses ein- 
zelner Aktiengattungen bedarf es nicht. Dies 
gilt auch dann, wenn die Satzung (Gesell- 
schaftsvertrag) etwas anderes bestimmt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

(4) Wird eine Gesellschaft fortgesetzt, so ist 
sie steuerlich so zu behandeln, als ob sie nicht 
nach § 80 Abs. 1 des D-Markbilanzgesctzes 
aufgelöst gewesen wäre. 

(5) B e s c h 1 i e ß t die Hauptversammlung 
(Gesellschafterversammlung) einer aus anderen 
Gründen aufgelösten Aktiengesellschaft, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien oder Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung nach allge- 
meinen Vorschriften d i e Fortsetzung der 
Gesellschaft, so gelten Absatz 1 
Satz 2 Nr. 2 und Absatz 3 entsprechend. 


§ 3 

(1) Die Generalversammlung einer nach 
§ 80 Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gelösten Genossenschaft kann die Fortsetzung 
der Genossenschaft beschließen. Die Fortset- 
zung kann nur beschlossen werden, 


1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Genossen begonnen 
ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung die nach §§ 64 ff. des D-Markbilanz- 
gesetzes notwendigen Änderungen des 
Statuts beschlossen werden. 

Für den Beschluß der Generalversammlung 
genügt die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, auch wenn das Statut etwas ande- 
res bestimmt. 

(2) § 2 Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß. 

(3) Beschließt die Generalversamm- 
lung einer aus anderen Gründen aufgelösten 
Genossenschaft nach allgemeinen Vorschriften 
d i e Fortsetzung der Genossenschaf t, 
sogeltenAbsatzl Satz2Nr. 2und 
§ 2 Abs. 3 sinngemäß. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(4) unverändert 


(5) Die Hauptversammlung (Gesellschaf- 
terversammlung) einer aus anderen Gründen 
vor der Neufestsetzung ihrer Kapitalver- 
hältnisse aufgelösten Aktiengesellschaft, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien oder Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung kann ihre 
Fortsetzung nach allgemeinen Vorschriften 
nur bis zum 31. Dezember 1953 und nur 
dann beschließen, wenn spätestens zugleich 
mit der Fortsetzung die Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse der Gesellschaft nach 
Abschnitt II des D-Markbilanzgesetzes be- 
schlossen wird; Absatz 3 gilt entsprechend. 


§ 3 

(1) Die Generalversammlung einer nach 
§ 80 Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gelösten Genossenschaft kann bis zum 31. De- 
zember 1953 die Fortsetzung der Genossen- 
schaft beschließen. Die Fortsetzung der Ge- 
nossenschaft beschließen. Die Fortsetzung 
kann nur beschlossen werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Genossen begonnen 
ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung die nach §§ 64 ff. des D-Markbilanz- 
gesetzes notwendigen Änderungen des 
Statuts beschlossen werden. 

Für den Beschluß der Generalversammlung 
genügt die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, auch wenn das Statut etwas ande- 
res bestimmt. 

(2) unverändert 

(3) Die Generalversammlung einer aus 
anderen Gründen vor der Neufestsetzung 
der Geschäftsguthaben und Geschäftsanteile 
aufgelösten Genossenschaft kann nach allge- 
meinen Vorschriften ihre Fortsetzung nur 
bis zum 31. Dezember 1953 und nur dann 
beschließen, wenn spätestens zugleich mit der 
Fortsetzung die nach §§ 64 ff. des D-Mark- 
bilanzgesetzes notwendigen Änderungen des 
Statuts beschlossen werden; § 2 Abs. 3 gilt 
sinngemäß. 
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Entwurf 
Artikel 2 

Änderungen des D-Markbil anzgesetzes 
$4 

Das D-Markbilanzgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 54 des D-Markbilailzgebetzes wird durch 
folgende Vorschrift ersetzt: 

.$ 54 

Umtausch von Aktien außerhalb der 
Wertpapierbereinigung 

(1) Die auf Reichsmark lautenden Ak- 
tien, die zu einer Wertpapierart gehören, 
auf welche die Vorschriften des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes nicht anzu- 
wenden sind, dürfen erst nach der Ein- 
tragung der Neufestsetzung in das Han- 
delsregister in Aktien, die auf Deutsche 
Mark lauten, umgetauscht oder abge- 
stempelt werden. Auch nach der Eintra- 
gung der Neufestsetzung dürfen die Ak- 
tien nicht umgetauscht oder abgestem- 
pelt werden, wenn die Vorschriften des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht an- 
zuwenden sind, weil die Voraussetzun- 
gen des § 1 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 29. März -1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 211) erst nach dem 31. 
März 1951 eingetreten sind. 

(2) Nach der Eintragung der Neufest- 
setzung hat die Gesellschalt unverzüglich 
zum Umtausch oder zur Abstempelung 
aufzufordern. Die Gesellschaft hat die 
Aktien für kraftlos zu erklären, die 
trotz Aufforderung nicht bei ihr einge- 
reicht worden sind. Gleiches gilt für ein- 
gereichte Aktien, wenn sie die zum Er- 
satz durch neue Aktien nötige Zahl 
nicht erreichen und der Gesellschaft nicht 
zur Verwertung für Rechnung der Be- 
teiligten zur Verfügung gestellt sind. 

(3) In der Aufforderung zur Ein- 
reichung der Aktien hat die Gesellschaft 
die Kraftloserklärung nach Ablauf der 
Einreichungsfrist anzudrohen; das Ende 
der Einreichungsfrist ist in der Auffor- 
derung anzugeben. Die Aufforderung 
ist in den Gesellschaf tsblättem bekannt- 
zumachen. Die Einreichungsfrist soll 
nicht früher als drei Monate nach der 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
Artikeln 

Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
$ 4 

Das D-Markbilanzgesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. §54 des D-Markbilanzgesetze$ wird durch 
folgende Vorschrift ersetzt: 

4 54 

Umtausch von Aktien außerhalb der 
W ertpapierbereinigung 

(1) Die auf Reichmark lautenden Ak- 
tien, die zu einer Wertpapierart gehören, 
auf welche die Vorschriften des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes nicht anzu- 
wenden sind, dürfen erst nach der Ein- 
tragung der Neufestsetzung in das Han- 
delsregister in Aktien, die auf Deutsche 
Mark lauten, umgetauscht oder abge- 
stempelt werden. Auch nach der Eintra- 
gung der Neufestsetzung dürfen die Ak- 
tien nicht umgetauscht oder abgestem- 

S elt werden, solange die Vorschriften 
es Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht 
anzuwenden sind, weil die Vorausset- 
zungen des § 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes vom 29. März 1951 
(Bundesgcsetzbl. I S. 211) erst nach dem 
31. März 1951 eingetreten sind. 

(2) unverändert 


(3) In der Aufforderung zur Einrei- 
chung der Aktien hat die Gesellschaft 
die , Kraftloserklärung nach Ablauf der 
Einreichungsfrist anzudrohen; das Ende 
der Einreidiungsfrist ist in der Auffor- 
derung anzugeben. Die Aufforderung 
ist in den Gesellschaftsblättern bekannt- 
zumachen., Die Einreichungsfrist soll 
nicht früher als drei Monate nach der 


I 



Entwurf 


Beschlüsse des 12, Ausschusses 


Bekanntmachung der Aufforderung im 
Bundesanzeiger enden. Sie soll sich bei 
Eintragung der Neufestsetzung vor dem 
1. Juni 1952 nicht über den 1. Juni 
1 9 5 3, bei späterer Eintragung nicht 
über 1 Jahr nach der Eintragung hinaus 
erstrecken. 

(4) Die Kräftloserklärung geschieht 
durch Bekanntmachung im Bundesanzei- 
ger. Sie soll auch in den anderen Gesell- 
schaftsblättern bekanntgemacht werden. 

In der Bekanntmachung sind die für 
kraftlos erklärten Aktien nach ihren 
Merkmalen, insbesondere der Stück- 
nummer, zu bezeichnen. Mit den anstelle 
der für kraftlos erklärten Aktien auszu- 
gebenden neuen Aktien ist nach § 67 
Abs. 3 des Aktiengesetzes, soweit Spit- 
zenbeträge verbleiben, nach § 179 Abs. 3 
des Aktiengesetzes zu verfahren. 

(5) Werden Mehrstimmrechtsaktien / 
umgetauscht, so bedarf die Ausgabe der 
neuen Aktien keiner Genehmigung nach 

§ 12 Abs. 2 des Aktiengesetzes, wenn 
das Verhältnis von Stimmenzahl und 
Nennbetrag unverändert bleibt oder sich 
zu Ungunsten der Stimmenzahl ver- 
ändert. 

(6) Das Registergericht kann, sobald 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 
und des Absatzes 2 Satz 1 vorliegen, die 
Vorstandsmitglieder zur Durchführung 
des Umtausches oder der Abstempelung 
durch Ordnungsstrafen anhalten. Der 
Vorstand und der Vorsitzer des Auf- 
sichtsrats oder sein Stellvertreter haben 
die Durchführung zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden.* 

2. Hinter § 54 des D-Markbilanzgesetzes 
werden folgende Vorschriften als § 54a 
und § 54b eingefügt: 

„§ 54 a 

Umtausch von Aktien mit Lieferbarkeits- 
bescheinigung 

(1) Die auf Reichsmark lautenden, in 
Krart gebliebenen Aktien, die zu einer 
Wertpapierart gehören, für die die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Be- 
reinigung nach §§ 4, 5 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes festgestellt sind. 


Bekanntmachung der Aufforderung im 
Bundesanzeiger enden. Sie soll sich bei 
Eintragung der Neufestsetzung vor dem 
1. Januar 1953 nicht über den 1. Janu- 
ar 1954, bei späterer Eintragung nicht 
über 1 Jahr nach der Eintragung hinaus 
erstrecken. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


2. Hinter § 54 des D-Markbilanzgesetzes 
werden folgende Vorschriften als § 54 a 
und § 54 b eingefügt: 

„S 54 a 

Umtausch von Aktien mit Lieferbarkeits- 
bescheinigung 

(1) unverändert 



Entwurf 

sind in Aktien, die auf Deutsche Mark 
lauten, umzutauschen. Sind alle Aktien 
einer solchen Wertpapierart mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen versehen, so 
können die Aktien abgestempelt wer- 
den. 

(2) Bevor die Neufestsetzung in das 
Handelsregister eingetragen und der Be- 
trag der Sammelurkunde durch Bestäti- 
gung der Bankaufsichtsbehörde oder 
durch rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung festgestellt ist (§11 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes), dürfen die 
Aktien nicht umgetauscht oder abge- 
stempelt werden. Sobald die Voraus- 
setzungen des Satzes i vorliegen und die 
Einzelurkunden nach § 41 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes bei der 
Wertpapiersammelbank eingeliefert sind, 
hat die Gesellschaft zur Einreichung der 
Aktien aufzufordern; die Aufforderung 
soll gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
der Wertpapiersammelbank nach § 7 
Abs. 1 Satz 1 des Zweiten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes bekanntgemacht wer- 
den. Für die Aufforderung gilt § 54 
Abs. 3 Satz 1 bis 3. Die Aktien dürfen 
nur umgetauscht oder abgestempelt wer- 
den, sofern die Prüfstelle (§ 7 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) auf Grund 
ihrer Nachweisungen festgestellt hat, daß 
sie in Kraft geblieben sind. 


(3) Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
hat die Prüfstelle auf Grund ihrer Nach- 
weisungen der Gesellschaft eine Auf- 
stellung über die in Kraft gebliebenen, 
nicht eingereichten Aktien zu über- 
geben; die Aktien sind nach ihren Merk- 
malen, insbesondere der Stücknummer, 
zu bezeichnen. Aktien, für die im Zeit- 
punkt der Bekanntmachung der Auffor- 
derung der Gesellschaft im Bundesanzei- 
ger ein Antrag nach § 48 Abs. 1 des 
W ertpapierbereinigungsgesetzes noch 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Bevor die Neufestsetzung in das 
Handelsregister eingetragen und der Be- 
trag der Sammelurkunde durch Bestäti- 
gung der Bankaufsichtsbehörde oder 
durch rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
scheidung festgestellt ist (§11 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes), dürfen die 
Aktien nicht umgetauscht oder abge- 
stempelt werden. Sobald die Vorausset- 
zungen des Satzes 1 vorliegen und die 
Einzelurkunden nach § 41 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes bei der 
Wertpapiersammelbank eingeliefert sind, 
hat die Gesellschaft zur Einreichung der 
Aktien aufzufordern; die Aufforderung 
soll gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
der Wertpapiersammelbank nach § 7 
Abs. 1 Satz 1 des Zweiten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes bekanntgemacht wer- 
den. Für die Aufforderung gilt § 54 
Abs. 3 Satz 1 bis 3. 

(2 a) Eingereichte Aktien dürfen nur 
umgetauscht oder abgestempelt werden, 
sofern die Prüfstelle (§ 7 des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes) auf Grund 
ihrer Nachweisungen festgestellt hat, daß 
sie in Kraft geblieben sind. Erachtet die 
Prüfstelle eine eingereichte Aktie als 
nicht in Kraft geblieben, so hat sie dies 
dem Einreicher durch eingeschriebenen 
Brief gegen Rückschein mitzuteilen; § 11 
des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
vom 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 211) gilt sinngemäß. Die Mitteilung 
der Prüfstelle steht einer Entscheidung 
im Sinn von § 27 Abs. 3 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes gleich; die 
Prüfstelle hat einen Einspruch unverzüg- 
lich der Kammer für Wertpapierbereini- 
gung zur Entscheidung vorzulegen. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

schwebte oder einem solchen Antrag 
rechtskräftig gerichtlich stattgegeben, 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung nach 
§ 48 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes aber noch nicht ausgestellt war, 
sind in der Aufstellung nicht aufzufüh- 
ren. 

(4) Nach Ablauf der Einreichungsfrist, 
spätestens jedoch innerhalb von 9 Mo- 
naten seit ihrem Ablauf, hat die Ge- 
sellschaft die in der Aufstellung der 
Prüfstelle aufgeführten Aktien für kraft- 
los zu erklären, sofern sie inzwischen 
nicht eingereicht worden sind. Gleiches 
gilt für eingereichte Aktien, wenn sie 
die zum Ersatz durch neue Aktien nötige 
Zahl nicht erreichen und der Gesellschaft 
nicht zur Verwertung für Rechnung der 
Beteiligten zur Verfügung gestellt sind. 
Weist der Einreicher nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2, § 7 des Gesetzes über die Aus- 
übung von Mitgliedschaftsrechten aus 
Aktien während der Wertpapierbereini- 
gung vom 9. Oktober 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 690) nach, daß für ihn ein 
Aktienrecht angemeldet oder ein auf 
Treuhandverfügungskonto eingetragenes 
Zuteilungsrecht verbucht ist, das zusam- 
men mit der eingereichten Aktie die 
zum Ersatz durch neue Aktien nötige 
Zahl erreichen würde, so hat die Gesell- 
schaft die eingereichte Aktie erst für 
kraftlos zu erklären, wenn die dem Ak- 
tienrecht oder dem Zuteilungsrecht zu- 
grundeliegende Anmeldung weggefallen 
ist oder der Einreicher drei Monate nach 
Erteilung der Gutschrift auf Sammel- 
depotkonto den erforderlichen Mitetgen- 
tumsanteil an der Sammelurkunde 13 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes) der 
Gesellschaft nicht zur Verfügung ge- 
stellt hat. Soweit der Einreicher die zum 
Ersatz durch neue Aktien nötige Zahl 
dadurch erreicht, daß er der Gesellschaft 
einen Miteigentumsanteil zur Verfügung 
stellt, darf die eingereichte Aktie nicht 
für kraftlos erklärt werden. 

(5) Bei dem Umtausch oder der Ab- 
stempelung von Namensaktien oder 
Zwischenscheinen hat der Aktionär, so- 
fern er im Aktienbuch nicht als Inhaber 
eingetragen ist, die Umschreibung im 
Aktienbuch auf seinen Namen zu bean- 
tragen. Stellt der Aktiönär den Antrag 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) Bei dem Umtausch oder der Ab- 
stempelung von Namensaktien oder 
Zwischenscheinen hat der Aktionär, so- 
fern er im Aktienbuch nicht als Inha- 
ber eingetragen ist, die Umschreibung 
im Aktienbuch auf seinen Namen zu be- 
antragen. Stellt der Aktionär den An- 
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Entwurf 

auf Umschreibung nicht, so kann die 
Gesellschaft die eingereichte Aktie für 
kraftlos erklären; mit der anstelle der 
für kraftlos erklärten Aktie auszuge- 
benden neuen Aktie ist von der Ge- 
sellschaft nach § 179 Abs. 3 des Aktien- 
gesetzes zu verfahren. 

(6) Für die Kraftloserklärung, für den 
Umtausch von Mehrstimmrechtsaktien 
und für die Anmeldung der Durchfüh- 
rung des Umtausches oder der Abstem- 
pelung zur Eintragung in das Handels- 
register gelten § 54 Abs. 4 und 5, § 54 
Abs. 6 Satz 2 entsprechend. Die der Ge- 
sellschaft und der Prüfstelle nach den 
Absätzen 2 bis 4 obliegenden Aufgaben 
sind Pflichten im Sinn v o n § 54 A b s. 1 
Satz 1 des Wertpapierbereinigungsge- 
setzes. 


§ 54 b 

Auslieferung von Einzelurkunden aus 
dem Sammelbestand 

Die Ersetzung der auf Reichsmark lau- 
tenden Sammelurkunde (§ 9 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) durch auf 
Deutsche Mark lautende Einzelurkunden 
sowie die Umschreibung der auf Reichs- 
mark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto in Gutschriften, die auf 
Deutsche Mark lauten und zur Aus- 
lieferung von Einzelurkunden aus dem 
Sammelbestand berechtigen, richten sich 
nach Artikel 3 des Zweiten D-Mark- 
bilanzer gänzungsgesetzes. “ 

3. § 81 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 7 Nr. 27 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Die erste Wiederprüfung von 
Genossenschaften nach § 53 Abs. 1 des 
Genossenschaftsgesetzes hat spätestens 
im Jahre 1953 zu erfolgen, bei Geld- 
instituten und Bausparkassen in der 
Rechtsform der Genossenschaft erst in 
dem auf die Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung der Genossenschaft fol- 
genden Jahr.“ 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

trag auf Umschreibung nicht, so kann 
die Gesellschaft die eingereichte Urkunde 
für kraftlos erklären; mit der anstelle 
der für kraftlos erklärten Urkunde aus- 
zugebenden neuen Urkunde ist von der 
Gesellschaft nach § 179 Abs. 3 des Akti- 
engesetzes zu verfahren. 

(6) Für die Kraftloserklärung, für den 
Umtausch von Mehrstimmrechtsaktien 
und für die Anmeldung der Durchfüh- 
rung des Umtausches oder der Abstem- 
pelung zur Eintragung in das Handels- 
register gelten § 54 Abs. 4 und 5, § 54 
Abs. 6 Satz 2 entsprechend. Die der 
Gesellschaft und der Prüfstelle nach den 
Absätzen 2 bis 5 obliegenden Aufgaben 
sind Pflichten im Sinne des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes; § 59 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes gilt ent- 
sprechend. 


5 54b 

Auslieferung von Einzelur Kunden 
aus dem Sammelbestar d 

Die Ersetzung der auf Reichsmark lau- 
tenden Sammelurkunde (§ 9 des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes) durch auf 
Deutsche Mark lautende Einzelurkunden 
sowie die Umschreibung der auf Reichs- 
mark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto in Gutschriften, die auf 
Deutsche Mark lauten und zur Ausliefe- 
rung von Einzelurkunden aus dem 
Sammelbestand berechtigen, richten sich 
für Aktien nach Artikel 3 des Zweiten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes.“ 

3. unverändert 
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Artik el 3 

Umschreibung von Reichsmarkgutschriften 
und Ausgaben von Einzelurkunden 


§ 5 

(1) Einzelurkunden, die nach § 41 des 
W ertpapierbereinigungsgesetzes für auf 
Reichsmark ausgestellte Inhaberaktien aus- 
zufertigen sind, müssen auf Deutsche Mark 
lauten. Die Einzelurkunden sind für die ge- 
samte Wertpapierart herzustellen. Solange die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse nicht 
in das Handelsregister eingetragen ist, dürfen 
Einzelurkunden nicht ausgefertigt 
werden. 


(2) Die Gesellschaft hat bei der Wert- 
papiersammelbank Einzelurkunden mit dem 
Gesamtnennbetrag einzuliefern, der sich un- 
ter Berücksichtigung der Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse bei der Umrechnung für 
den Reichsmarknennbetrag der Sammelur- 
kunde in Deutscher Mark ergibt (D-Mark- 
nennbetrag der Sammelurkunde). Die für die 
Ersetzung der Sammelurkunde nicht benö- 
tigten Einzelurkunden sind zum Umtausch 
der auf Reichsmark lautenden, in Kraft ge- 
bliebenen Aktien nach näherer Bestimmung 
des § 54 a des D-Markbilanzgesetzes zu ver- 
wenden. 

(3) Kann infolge der satzungsmäßigen 
Nennbeträge der Einzelurkunden der D- 
Marknennbetrag der Sammelurkunde mit 
Einzelurkunden nicht belegt werden, so hat 
die Gesellschaft im Einvernehmen mit der 
Prüfstelle vor der Einlieferung der Einzel- 
urkunden den Betrag der Sammelurkunde 
um so viele der Spitzenbeträge, die bei der 
einzelnen Aktie infolge der Neufestsetzung 
entstanden sind, zu kürzen, daß der Gesamt- 
betrag aller nach der Kürzung im Sammel- 
bestand verbleibenden Spitzenbeträge mit 
Einzelurkunden vollständig belegt werden 
kann. Soweit die Gesellschaft nicht bereits 
Inhaberin der zur Kürzung erforderlichen 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
Artikel 3 

Umschreibung von Reichsmarkgutschriften 
und Ausgabe von Einzelurkunden 

für Aktien 

§ 5 

(1) Einzelurkunden, die nach § 41 des 
W ertpapierbereinigungsgesetzes für auf 
Reichsmark ausgestellte Inhaberaktien auszu- 
fertigen sind, müssen auf Deutsche Mark lau- 
ten. Die Einzelurkunden sind für die gesamte 
Wertpapierart herzustellen. Solange die Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse nicht in 
das Handelsregister eingetragen ist, dürfen 
Einzelurkunden nicht ausgegeben werden. 
Kreditinstitute, die sich durch Ausgründung 
von Nachfolgeinstituten den Vorschriften 
des Gesetzes über den Niederlassungsbereich 
von Kreditinstituten vom 29. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 217) anpassen, können 
auch ohne Eintragung der Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse in das Handelsregister 
Einzel urkunden ausfertigen; die Einzelurkun- 
den können noch auf Reichsmark lauten. 

(2) unverändert 


(3) Kann infolge der satzungsmäßigen 
Nennbeträge der Einzelurkunden der D- 
Marknennbetrag der Sammelurkunde mit 
Einzelurkunden nicht belegt werden, so hat 
die Gesellschaft im Einvernehmen mit der 
Prüfstelle vor der Einlieferung der Einzel- 
urkunden den Betrag der Sammelurkunde um 
so viele der Spitzenbeträge, die bei der einzel- 
nen Aktie mit dem niedrigsten in der Satzung 
bestimmten Reichsmarknennbetrag infolge 
der Neufestsetzung entstanden sind, zu kür- 
zen, daß der Gesamtbetrag aller nach der 
Kürzung im Sammelbestand verbleibenden 
Spitzenbeträge mit Einzelurkunden vollstän- 
dig belegt werden kann. Soweit die Gesell- 
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Spitzenbcträge ist, hat sie diese zu erwerben. 
Gleichzeitig mit der Kürzung sind die auf 
diese Spitzenbeträge entfallenden Miteigen- 
tumsanteile an der Sammelurkunde auszu- 
buchen. 

'S 6 

Mit der Einlieferung der Einzelurkunden 
bei der Wertpapiersammelbank tritt an Stelle 
des Miteigentums an der Sammelurkunde 
(§ 13 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) 
Miteigentum nach Bruchteilen an den zum 
Sämm elbestand eingelieferten Einzelurkun- 
den. Für die Rechtsverhältnisse an diesem 
Sammelbestand gelten, soweit in diesem Ge- 
setz nichts anderes bestimmt ist, die Vor- 
schriften des Depotgesetzes über die Sam- 
melverwahrung. Bis die auf Reichsmark lau- 
tenden Gutschriften auf Sammeldepotkonto 
in Gutschriften, die auf Deutsche Mark lau- 
ten, nach § 7 umgeschrieben worden sind, ist 
für die Bestimmung des Bruchteiles der in 
Deutscher Mark ausgedrückte Betrag maß- 
gebend, der unter Berücksichtigung der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse auf die 
auf Reichsmark lautende Gutschrift entfällt. 

S 7 

(1) Sind der Wertpapiersammelbank ge- 
mäß § 5 die erforderlichen Einzelurkunden 
eingeliefert worden, so hat sie dies im Bun- 
desanzeiger auf Kosten der Gesellschaft be- 
kanntzumachen. In der Bekanntmachung sind 
die Kreditinstitute aufzufordern, die auf 
Reichsmark lautenden Gutschriften auf Sam- 
meldepotkonto unter Berücksichtigung der 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse in 
Gutschriften umzuschreiben, die auf Deutsche 
Mark lauten. Die Bekanntmachung soll 
gleichzeitig mit der Aufforderung der Ge- 
sellschaft, die auf Reichsmark lautenden, in 
Kraft gebliebenen Aktien nach $ 54 a des 
D-Markbilanzgesetzes umzutauschen, erfol- 
gen. 

(2) Die Kreditinstitute haben unverzüg- 
lich nach der Bekanntmachung die Umschrei- 
bung der bei ihnen verbuchten, auf Reichs- 
mark lautenden Gutschriften vorzunehmen. 
Es ist der Teil der Gutschrift in eine solche 
auf Deutsche Mark umzuschreiben, der unter 
Berücksichtigung der satzungsmäßigen Nenn- 
beträge der Aktien durch Einzelurkunden be- 
legt werden kann. Für einen verbleibenden 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Schaft nicht bereits Inhaberin der zur Kür- 
zung erforderlichen Spitzenbeträge ist, hat sic 
diese zu erwerben. Gleichzeitig mit der Kür- 
zung sind die auf diese Spitzenbeträge ent- 
fallenden Miteigentumsanteile an der Sam- 
melurkunde auszubuchen. 

S 6 

unverändert 


S 7 

(1) unverändert 


(2) Die Kreditinstitute haben unverzüglich 
nach der Bekanntmachung die Umschreibung 
der bei ihnen verbuchten, auf Reichsmark 
lautenden Gutschriften vorzunehmen. Es ist 
der Teil der Gutschrift in eine solche auf 
Deutsche Mark umzuschreiben, der unter Be- 
rücksichtigung der satzungsmäßigen Nennbe- 
träge der Aktien durch Einzelurkunden be- 
legt werden kann. Für einen verbleibenden 
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Spitzenbetrag ist eine auf Deutsche 
Mark lautende Spitzengutschrift zu erteilen. 
Erreichen die Spitzengutschriften eines Berech- 
tigten den Nennbetrag einer Einzelurkunde, 
so ist ihm für diesen Betrag eine Gutschrift 
zu erteilen. 

(3) Die Kreditinstitute haben auf Vereini- 
gung der bei ihnen verbuchten Spitzengut- 
schriften zu Gutschriften, die den Nennbe- 
trag einer Einzelurkunde erreichen, hinzu- 
wirken. Hinsichtlich verbleibender Spitzen- 
gutschriften kann die Auslieferung von Eiii- 
zelurkunden nicht verlangt werden. Das 
Stimmrecht aus den auf die Spitzengutschrif- 
ten entfallenden Aktien des Sammelbestandes 
kann nicht ausgeübt werden. 

(4) Zeigt die Prüfstelle der Wertpapier- 
sammelbank in einer Meldung nach § 36 
Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
an, daß bei ihr keine Anmeldung mehr 
schwebt, so hat sie dies auch der Gesellschaft 
mitzuteilen. Die Gesellschaft hat unverzüglich 
im Bundesanzeiger bekanntzumachen, daß die 
zwangsweise Verwertung der noch verbuch- 
ten Spitzengutschriften nach Ablauf von drei 
Monaten seit der Bekanntmachung erfolgen 
wird. Nach Ablauf von drei Monaten seit 
der Bekanntmachung haben die erstverwah- 
renden Kreditinstitute sämtliche bei ihnen 
in diesem Zeitpunkt noch verbuchten Spit- 
zengutschriften der Gesellschaft zur Verwer- 
tung für Rechnung der Beteiligten zur Ver- 
fügung zu stellen; dies gilt auch für Spitzen- 
gutschriften, die Eigenbestand eines Kredit- 
institutes sind. 

(5) Die zwangsweise Verwertung der Spit- 
, zengutschriften durch die x Gesellschaft für 
Rechnung der Beteiligten erfolgt durch Ver- 
kauf der auf den Gesamtbetrag der Spitzen- 
gutschriften entfallenden Einzelurkunden, 
die die Wertpapiersammelbank der Gesell- 
schaft aus dem Sammelbestand auszuliefem 
hat. Ebenso ist, wenn ein nicht durch Gut- 
schriften belegter Betrag der Sammelurkunde 
Vorhanden ist, mit den Einzelurkunden zu 
verfahren, die auf den Gesamtbetrag der 
Spitzenbeträge der Aktien ^entfallen, aus de- 
nen sich der nicht durch Gutschriften belegte 
Betrag der Sammelurkunde zusammensetzt. 
Auf den Verkauf ist § 179 Abs. 3 des Aktien- 
gesetzes anzüwenden. Der auf Spitzengut- 
schriften entfallende Erlös ist den beteiligten 
Kreditinstituten auszuzahlen; diese haben ihn 


Beschlüsse che s 12. Ausschusses 

Restbetrag ist eine auf Deutsche Mark lau- 
tende Spitzengutschrift zu erteilen. Erreichen 
die Spitzengutschriften eines Berechtigten 
den Nennbetrag einer Einzelurkunde, so ist 
ihm für diesen Betrag eine Gutschrift zu er- 
teilen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die zwangsweise Verwertung der Spit- 
zengutschriften durch die Gesellschaft für 
Rechnung der Beteiligten erfolgt durch Ver- 
kauf der auf den Gesamtbetrag der Spitzen- 
gutschriften entfallenden Einzelurkunden, die 
die Wertpapiersammelbank der Gesellschaft 
aus dem Sammelbestand auszuliefern hat. 
Ebenso ist, wenn ein picht durch Gutschrif- 
ten belegter Betrag der Sammelurkunde vor- 
handen ist, mit den Einzelurkunden zu ver- 
fahren, die auf den Gesamtbetrag der Spit- 
zenbeträge der Aktien entfallen, aus denen 
sich der nicht durch Gutschriften belegte 
Betrag der Sammelurkunde zusammensetzt; 
waren nach der Satzung Aktien mit ver- 
schiedenen Reichsmarknennbeträgen vorhan- 
den, so ist davon auszugehen, daß sich der 
nicht durch Gutschriften belegte Betrag der 
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den Berechtigten auszuzahlen oder für sie, 
wenn ein Recht zur Hinterlegung besteht, zu 
hinterlegen. Der auf den nicht durch Gut- 
schriften belegten Betrag der Sammelurkunde 
entfallende Erlös ist der Wertpapiersammel- 
bank auszuzahlen, die ihn zu Gunsten der 
noch zu bestimmenden Berechtigten (§ 38 
Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) zu 
verwahren hat. 


§ 8 

(1) Auf Einzelurkunden, die nach § 41 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes für auf 
Reichsmark lautende Namensaktien oder Zwi- 
schenscheine auszufertigen sind, finden §5 5 
bis 7 entsprechende Anwendung, soweit sich 
nicht aus den Absätzen 2 bis 4 etwas anderes 
ergibt. 

(2) Bei der Ausfertigung der Einzelurkun- 
den ist der Name des Inhabers zunächst in 
die Urkunde nicht einzutragen. 

(3) Ist eine auf Reichsmark lautende Gut- 
schrift nach § 7 auf Deutsche Mark umge- 
schrieben worden, so hat der Berechtigte un- 
verzüglich die Auslieferung der auf seine Gut- 
schrift entfallenden Einzelurkunden aus dem 
Sammelbestand zu verlangen; dies gilt nicht 
für Spitzengutschriften. Die erstverwahren- 
den Kreditinstitute sollen die Berechtigten 
darauf hinweisen, daß sie zur Vermeidung 
der zwangsweisen Verwertung nach Absatz 4 
die Auslieferung der Einzelurkunden verlan- 
gen müssen. Das erstverwahrende Kredit- 
institut hat gleichzeitig mit der Anforderung 
der Einzelurkunde aus dem Sammelbestand 
der im § 61 Abs. 1 des Aktiengesetzes be- 
zeichneten Angaben über die Person des An- 
melders (§14 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes) der Gesellschaft anzu- 
zeigen; dies gilt auch dann, wenn der Berech- 
tigte, der die Auslieferung der Einzelurkunde 
verlangt, nicht der Anmelder ist. Bei der 
Auslieferung ist die Einzelurkunde durch 
Eintragung des Namens des Anmelders als 
Inhaber zu vervollständigen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Sammelurkunde nur aus Aktien mit dem nie- 
drigsten in der Satzung bestimmten Reichs- 
marknennbetrag zusammensetzt. Auf den 
Verkauf ist § 179 Abs. 3 des Aktiengesetzes 
anzuwenden. Der auf Spitzengutschriften 
entfallende Erlös ist den beteiligten Kredit- 
instituten auszuzahle n; dies c haben ihn den 
Berechtigten auszuzahlen oder für sie, wenn 
ein Recht zur Hinterlegung besteht, zu hin- 
terlegen. Der auf den nicht durch Gutschrif- 
ten belegten Betrag der Sammelurkunde ent- 
fallende Erlös ist der Wertpapier sammelbank 
auszuzahlen, die ihn zu Gunsten der noch zu 
bestimmenden Berechtigten (§38 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes) zu verwah- 
ren hat. 

§ 8 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ist eine auf Reichsmark lautende Gut- 
schrift nach § 7 auf Deutsche Mark umge- 
s<Uneben worden, so hat der Berechtigte un- 
verzügi, die Auslieferung der auf seine 
Gutschrift entfallenden Einzelurkunden aus 
dem Sammelbestand zu verlangen; dies gilt 
nicht für Spitzengutschriften. Die erstverwah- 
renden Kreditinstitute sollen, unbeschadet 
einer vertraglichen Verpflichtung, die Be- 
rechtigten darauf hinweisen, daß sie zur Ver- 
meidung der zwangsweisen Verwertung nach 
Absatz 4 die Auslieferung der Einzelurkun- 
den verlangen müssen. Das erstverwahrende 
Kreditinstitut hat gleichzeitg mit der Anfor- 
derung der Einzelurkunde aus dem Sammel- 
bestand die im § 61 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
bezeichneten Angaben über die Person des 
Anmelders (§14 Abs. 1 Satz 1 des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes) der Gesellschaft an- 
zuzeigen; dies gilt auch dann, wenn der Be- 
rechtigte, der die Auslieferung der Einzelur- 
kunde verlangt, nicht der Anmelder ist. Bei 
der Auslieferung ist die Einzelurkunde durch 
Eintragung des Namens des Anmelders als 
Inhaber zu vervollständigen. 
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(4) § 7 Abs. 4 und 5 gilt für Spitzengut- 
schriften, für Spitzenbeträge des nicht beleg- 
ten Betrages der Sammelurkunde und für 
Gutschriften. Zwangsweise veräußerte Ein- 
zelurkunden sind vor ihrer Aushändigung an 
den Erwerber durch Eintragung seines Na- 
mens als Inhaber zu vervollständigen. 

§ 9 

(1) Für Namensaktien oder Zwischen- 
scheine, die auf Reichsmark ausgestellt sind 
und zu einer Wertpapierart gehören, für die 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Be- 
reinigung nach §§ 4, 5 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes festgestellt sind, ist das Ak- 
tienbuch von der Gesellschaft unter Berück- 
sichtigung der Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse spätestens im Zeitpunkt der Be- 
kanntmachung nach § 7 Abs. 1 neu anzule- 
gen; von diesem Zeitpunkt an finden Um- 
schreibungen im alten Aktienbuch nicht mehr 
statt. Ein neues Aktienbuch ist nicht anzule- 
gen, wenn alle Namensaktien oder Zwischen- 
scheine der betreffenden Wertpapierart mit 
Lieferbarkeitsbescheinigungen versehen sind. 

(2) In das neue Aktienbuch sind als Inha- 
ber diejenigen einzutragen, die sich 

1. aus den Anzeigen der erstvei wahrenden 
Kreditinstitute nach § 8 Abs. 3, 

2. aus einer Veräußerung nach § 8 Abs. 4 
in Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5 
sowie 

3. aus dem Umtausch oder der Veräuße- 
rung nach § 54 a des D-Markbilanz- 
gesetzes 

ergeben. 

(3) Von einer Eintragung nach Absatz 2 
hat die Gesellschaft im Benehmen mit der 
Prüfstelle festzustellen, welches im alten Ak- 
tienbuch eingetragene Aktienrecht die Ein- 
tragung im neuen Aktienbuch betrifft. Der 
im alten Aktienbuch als Inhaber des Ak- 
tienrechts Eingetragene ist unter Hinweis auf 
die Eintragung im neuen Aktienbuch zu 
löschen; im neuen Aktienbuch ist bei der 
Eintragung auf die Löschung im alten Aktien- 
buch hinzuweisen. Die Löschung und die Hin- 
weise haben zu unterbleiben, wenn die Fest- 
stellung nicht oder nicht zweifelsfrei mög- 
lich ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
(4) unverändert 


S 9 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Vor einer Eintragung nach Absatz 2 
hat die Gesellschaft im Benehmen mit der 
Prüfstelle festzustellen, welches im alten Ak- 
tienbuch eingetragene Aktienrecht die Ein- 
tragung im neuen Aktienbuch betrifft. Der 
im alten Aktienbuch als Inhaber des Ak- 
tienrechts Eingetragene ist unter Hinweis auf 
die Eintragung im neuen Aktienbuch zu 
löschen; im neuen Aktienbuch ist bei der 
Eintragung auf die Löschung im alten Ak- 
tienbuch hinzuweisen. Die Löschung und die 
Hinweise haben zu unterbleiben, wenn die 
Feststellung nicht oder nicht zweifelsfrei 
möglich ist. 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(4) Mit der ersten Eintragung im neuen (4) 

Aktienbuch gelten vorbehaltlich der Sätze 2 

bis 4 das neue und das alte Aktienbuch ge- 
meinsam als Aktienbuch der Gesellschaft. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär 
nicht, wer, ohne im neuen Aktienbuch einge- 
tragen zu sein, im alten Aktienbuch nach Ab- 
satz 3 Satz 2 gelöscht ist. Anstelle eines im 
alten Aktienbuch Eingetragenen, der nicht 
nach Absatz 3 Satz 2 gelöscht ist, ist zur 
Ausübung von Mitgliedschaftsrechten zuzu- 
lassen, 

1. wer die Voraussetzungen des § 11 Abs. 

1 des Gesetzes über die Ausübung von 
Mitgliedschaftsrechten aus Aktien wäh- 
rend der Wertpapi erberemigung vom 
9. Oktober 1930 (Bundesgesetzbl S. 690) 
erfüllt. 

2. wem eine Gutschrift auf Sammeldepot- 
konto erteilt ist, sofern der Gutschrift 
das Aktienrecht des Eingetragenen zu 
Grunde liegt. 

Sind danach auf einer Hauptversammlung 
mehr Stimmberechtigte vertreten, als nach 
dem Grundkapital Aktionäre vorhanden sein 
können, so sind alle im neuen Aktienbuch 
nach Absatz 3 Satz 2 ohne Hinweis auf eine 
Löschung Eingetragenen nicht stimmberech- 
tigt. 

(5) Nach Ablauf eines Jahres seit der in § 7 ( 5 ) 

Abs. 4 in Verbindung mit § 8 Abs. 4 vorge- 
schriebenen Bekanntmachung ist nur das neue 
Aktienbuch das Aktienbuch der Gesellschaft; 

in der Bekanntmachung ist darauf hinzuwei- 
sen. Vormänner im Sinn von § 59 des Ak- 
tiengesetzes sind auch alle im alten Aktien- 
buch als Inhaber des Aktienrechts des ausge- 
schlossenen Aktionärs Eingetragenen. 

§ 10 

(1) Hat die Gesellschaft nach § 54 a Abs. 2 
des D-Markbilanzgesetzes zum Umtausch der 
in Kraft gebliebenen Aktien aufgefordert, so 
werden Lieferbarkeitsbescheinigungen nach 
§ 48 des Wertpapierbereinigungsgesetzes nicht 
mehr ausgestellt, wenn im Zeitpunkt der 
Bekanntmachung der Aufforderung im Bun- 
desanzeiger die Lieferbarkeitsbescheinigung 
nach § 48 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes noch nicht ausgestellt ist oder eine 
dem Antrag nach § 48 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes stattgebende gerichtliche Ent- 


unverändert 


unverändert 


§ 10 

unverändert 
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Scheidung erst nach der Bekanntmachung 
rechtskräftig wird. Der Berechtigte hat statt 
dessen gegen Einreichung der in der rechts- 
kräftigen gerichtlichen Entscheidung bezeich- 
neten Aktie Anspruch auf Umtausch in eine 
Aktie, die auf Deutsche Mark lautet. 

(2) Die Gesellschaft hat den einzelnen Be- 
rechtigten zum Umtausch aufzufordern; einer 
Bekanntmachung der Aufforderung in den 
Gesellschaftsblättern bedarf es nicht. Im 
übrigen gilt für die Aufforderung, den Um- 
tausch und die Kraftloserklärung § 54 a des 
D-Markbilanzgesetzes entsprechend. 


§ 10 a 

Der Aussteller hat der Prüfstelle die Auf- 
wendungen, die ihr durch die Erfüllung ihrer 
nach Artikel 3 dieses Gesetzes obliegenden 
Aufgaben entstehen, zu erstatten, soweit sie 
angemessen sind. 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 


Artikel 4 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 


§ 11 § 11 

(1) War beim Inkrafttreten dieses Gesetzes unverändert 

eine Aufforderung zum Umtausch oder zur 

Abstempelung von auf Reichsmark lauten- 
den, in Kraft gebliebenen Aktien mit Liefer- 
barkeitsbescheinigungen nach § 54 des D- 
Markbilanzgesetzes in Verbindung mit §§ 67, 

179, 58 Abs. 2 des Aktiengesetzes bereits 
dreimal bekanntgemacht, so gilt sie als Auf- 
forderung im Sinn von § 54 a des D-Mark- 
bilanzgesetzes, wenn im Zeitpunkt der letzten 
Bekanntmachung der Aufforderung im Bun- 
desanzeiger die Voraussetzungen des § 54 a 
Abs. 2 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes Vor- 
lagen und die Kraftloserklärung der Aktien 
für einen mindestens drei Monate nach der 
ersten Bekanntmachung der Aufforderung 
im Bundesanzeiger liegenden Zeitpunkt an- 
gedroht worden war. Gilt eine bereits ergan- 
gene Aufforderung nach Satz 1 nicht als Auf- 
forderung im Sinn von § 54 a des D-Mark- 
bilanzgesetzes, so ist sie unter Beachtung des 
§ 54 a des D-Markbilanzgesetzes zu wieder- 
holen. 

(2) Gilt eine Aufforderung nach Absatz 1 
Satz 1 als Aufforderung im Sinn von § 54 a 
des D-Markbilanzgesetzes, so ist die in § 54 a 
Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes vorgeschrie- 
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bene Aufstellung der Prüfstelle unverzüglich 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Gesellschaft zu übergeben. In § 54 a Abs. 3 
Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes und in § 10 
dieses Gesetzes tritt für diesen Fall an die 
Stelle des Zeitpunktes der Bekanntmachung 
der Aufforderung im Bundesanzeiger der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

(3) Sind vor dem Inkraftreten dieses Ge- 
setzes Aktien auf Grund einer Aufforderung 
für kraftlos erklärt worden, die nach Absatz 1 
Satz 2 zu wiederholen ist, und müssen Aktien 
zusammengelegt werden, so dürfen die an- 
stelle der für kraftlos erklärten Aktien aus- 
zugebenden neuen Aktien, sofern dies noch 
nicht geschehen ist, erst dann für Rechnung 
der Beteiligten verkauft werden, wenn auf 
Grund der wiederholten Aufforderung die 
Voraussetzungen für eine solche Verwertung 
gegeben sind. 

§ 12 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanz- 
gesetz Bezug nimmt, ist darunter je nach 
dem Geltungsbereich das Gesetz über die Er- 
öffnungsbilanz in Deutscher Maik und die 
Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279), auf 
Baden, Württemberg-Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch 
Verordnung vom 13. Dezember 1949 (Bun- 
desgesetzbl. 1950 S. 2) oder das Landesgesetz 
des Landes Rheinland-Pfalz über die Eröff- 
nungsbilanz in Deutscher Mark und die Ka- 
pitalbilanz in Deutscher Mark und die Ka- 
pitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) vom 
6. September 1949 (GVBl. Rheinland-Pfalz 
S. 421) zu verstehen. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, so- 
bald das Land Berlin nach Art. 
87 Abs. 2 seiner Verfassung die 
Anwendung des Gesetzes beschließt, 
und zwar mit folgenden Maß- 
gaben: 


1. Soweit dieses Gesetz auf das D-Mark- 
bilanzgesetz Bezug nimmt, ist darunter 
das Gesetz des Landes Berlin über die Er- 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Finanzsystem des Bun- 
des (Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Berlin 
(West). 

(2) Für die Anwendung dieses Gesetzes 
nach Absatz 1 gilt folgendes: 

1. unverändert 
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Öffnungsbilanz in Deutscher Mark und 
die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanz- 
gesetz) vom 12. August 1950 (VOBl. I 
S. 329) zu verstehen. 

2. Soweit dieses Gesetz auf das Wertpapier- 
bereinigungsgesetz Bezug nimmt, ist darun- 
ter das Gesetz des Landes Berlin zur Be- 
reinigung des Wertpapierwesens (Wert- 
papierbereinigungsgesetz) vom 26. Sep- 
tember 1949 (VOBl. I S. 346) zu verstehen. 

3. Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften 
des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigunggesetzes 
vom 29. März 1951 Bezug genommen ist, 
treten an deren Stelle die entsprechen- 
den Vorschriften des Gesetzes des Lan- 
des Berlin zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
12. Juli 1951 (GVBl. S. 530). 

4. Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften 
des Gesetzes über die Ausübung von Mit- 
gliedschaftsrechten aus Aktien während 
der Wertpapierbereinigung vom 9. Ok- 
tober 1950 Bezug genommen ist, treten 
an deren Stelle die entsprechenden Vor- 
schriften des Gesetzes des Landes Berlin 
über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wert- 
papierbereinigung vom 4. Januar 1951 
(VOBl. I S. 38). 

5. In § 1 Abs. 1 Satz 1 sind anstelle des 
21. Juni 1948 die im D-Maikbilanzgesetz 
des Landes Berlin bestimmten Bilanzstich- 
tage maßgebend. 

6. In § 4 Nr. 3 treten an die Stelle der 
Worte „in der Fassung des § 7 Nr. 27 
des D-Markbilanzergänzungsgesetzes“ die 
Worte „in der Fassung des § 7 Nr. 34 
des D-Markbilanzergänzungsgesetzes vom 
24. Mai 1951 (GVBl. S. 382)“. 

7. § 81 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 4 Nr. 3 gilt mit der 
Maßgabe, daß für die erste Wiederprü- 
fung von Geldinstituten in der Rechts- 
form der Genossenschaft durch besondere 
Vorschrift des Landes Berlin ein anderer 
Zeitpunkt bestimmt werden kann. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft. 
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2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. entfällt 


6. unverändert 


7. unverändert 


§ 14 

unverändert 
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